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Kleine Anfrage 8165 
 
des Abgeordneten Dr. Dennis Maelzer   SPD 
 
 
22 tote Kinder in den Jahresstatistiken des LVR: Was sind die Hintergründe? 
 
 
Im Nachgang zu der Anhörung am 22. Januar 2026 zum Antrag „[…] Tabus und blinde Flecken 
beim Kinderschutz […]“ wurden auch 22 tote Kinder in den Jahresstatistiken 2022 und 2023 
des LVR thematisiert. Die beiden geladenen Wissenschaftlerinnen Frau Prof. Dr. Wiemert und 
Frau Prof. Dr. Beckmann betonten, dass sie diese 22 toten Kinder und auch die hohen Raten 
der Suizidversuche unter Kindern in Heimen sehr schockieren. Bis heute liegen dazu jedoch 
keine vertieften Erkenntnisse vor, welche Ereignisse genau zum Tod der insgesamt 22 
Minderjährigen geführt haben. Beide Wissenschaftlerinnen hatten im Nachgang zur Anhörung 
eine erweiterte Stellungnahme (Stellungnahme 18/3441) eingereicht und betont, dass eine 
rein quantitative Darstellung von Todesfällen und Suizidversuchen der ethischen, fachlichen 
und gesellschaftlichen Tragweite dieser Ereignisse nicht gerecht werde. 
 
 
Vor diesem Hintergrund bitte ich die Landesregierung um die Beantwortung folgender Fragen: 
 
1. Wie viele Todesfälle von Minderjährigen wurden den Landesjugendämtern, 

insbesondere Rheinland und Westfalen-Lippe, in den Jahren 2022 bis 2025 im Rahmen 
von Meldungen nach § 47 SGB VIII angezeigt? (bitte nach Alter, Geschlecht, 
Einrichtungsart und Todesursache aufschlüsseln) 

 
2. Welche Maßnahmen wurden infolge dieser Meldungen durch die Landesjugendämter 

bzw. die zuständigen Einrichtungsträger veranlasst? 
 
3. Welche Erkenntnisse, insbesondere über Risikofaktoren oder strukturelle Belastungen, 

wurden im Zusammenhang mit diesen Meldungen identifiziert? 
 
4. In welchem Umfang wurden aufgrund dieser Meldungen aufsichtsrechtliche 

Maßnahmen, insbesondere Beratungen, Auflagen oder weitergehende Interventionen, 
eingeleitet? 

 
5. Welche Konsequenzen zieht die Landesregierung aus diesen Meldungen für die 

Weiterentwicklung des Kinderschutzes, insbesondere der Einrichtungsaufsicht, in 
Nordrhein-Westfalen? 
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